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Kantonsrat, insbesondere AKK; Kantonale Finanzkontrolle; Regierungsrat; 
Departement (BUWD). 



Siehe dazu insbesondere auch die Abbildung Nr. 2 in Rz 18. 

Bezüglich der Rechtsgrundlagen wird auf die Ausführungen bei den jeweiligen 
einzelnen Aufsichtsgremien verwiesen. 

Die Rechtsgrundlagen betreffend die einzelnen Gremien/Instrumente sind im 
Bericht ausführlich dargelegt. 

Kantonsrat: Mitwirkungsrechte bei Auslagerungen bzw. Rückübertragungen 
und Beteiligungsstrategie; parlamentarische Vorstösse gestützt auf die Bericht-
erstattung der AKK. 

AKK: weitgehende Informationsrechte; weit abgesteckter Rahmen für die Prü-
fungstätigkeit (insbesondere Rechtmässigkeit, Zweckmässigkeit, Wirksamkeit); 
Berichterstattung an den Kantonsrat; Empfehlungen an den Regierungsrat. 

Finanzkontrolle: «ordentliche» Prüfungstätigkeit und «Sonderprüfungen» ge-
mäss Finanzkontrollgesetz. 

Regierungsrat: Genehmigung Reglement VVL, Wahl Verbundrat, Informations-
rechte, Kenntnisnahme Geschäftsbericht, Abnahme Jahresrechnung, Festle-
gung Eignerstrategie; Abschluss Leistungsvereinbarung. 

BUWD: Vorbereitung und Umsetzung des Einsatzes der Instrumente des Regie-
rungsrates; «Scharnier»-Funktion zwischen Regierungsrat und VVL. 

Insgesamt haben die Gremien die Aufsichtspflichten gut wahrgenommen. 

AKK: ja, sogar «begleitende» Aufsicht. 

Finanzkontrolle: als Revisionsstelle VVL ja; betreffend Sonderprüfung der Re-
gierung ja; nicht bekannt ist, inwieweit Prüfungen betreffend Subventionsver-
waltung resp. -verwendung stattgefunden haben (beim VVL und der «vbl ver-
kehrsbetriebe luzern ag»). 

Regierungsrat: ja. 

BUWD: soweit beurteilbar ja. 
Verbundrat VVL in der Phase vor der PostAuto-Affäre hätte gegebenenfalls 
mehr Druck gegenüber den vbl ausgeübt werden können; diesbezüglich ist je-
doch zu berücksichtigen, dass offenbar auch falsche Angaben von Seiten vbl 
gemacht wurden (gemäss Strafanzeigen) und eine bessere BAV-Unterstützung 
hilfreich gewesen wäre. Im Rahmen der aktuellen Bereinigung der «causa vbl» 
(Rückforderung etc.) nimmt der Verbundrat seine Verhandlungs- und Aufsichts-
pflichten gut wahr, setzt die Erwartungen des Regierungsrates um und infor-
miert die AKK transparent. 

Kantonsrat / AKK: ja, Offenlegungs- und Ausstandreglement für Kommissions-
mitglieder und damit verbunden Anpassung der Offenlegungs- und Ausstandre-
gelungen im KRG. 



Finanzkontrolle: nein; soweit jedoch nicht über direkte Empfängergesellschaft 
von Subventionen Einblick in Gruppenstrukturen (interne Verrechnungen etc.) 
möglich ist, gegebenenfalls Schaffung von Informationsrechten gegenüber sol-
chen Gruppengesellschaften. 

Regierungsrat: Optimierungen Leistungsvereinbarungen (z.B. Rahmenverein-
barung mit jährlichen Zusatzvereinbarungen); Ergänzungen Eignerstrategien; 
Abschluss von Mandatsverträgen, soweit noch nicht vorhanden. 

BUWD: siehe bei Regierungsrat. 

 
 

Siehe dazu die Ausführungen unter Rz 209ff. («Public Corporate Governance 
des VVL»). 

Die aktuelle PCG der VVL ist auf die kantonale PCG-Strategie abgestimmt. Die 
vorgesehen Instrumente werden eingesetzt. 

Grundsätzlich ist die aktuelle PCG des VVL als zweckmässig zu bewerten. 

Bezüglich Anpassungsbedarf wird auf die Ausführgen unter Rz 260ff. («Emp-
fehlungen betreffend PCG des VVL») verwiesen, wobei insbesondere folgende 
Themen relevant sind: 

Ausstands- und Offenlegungsreglement;  

Prüfung Mandatsverträge; 

Anpassung Zeichnungsberechtigung; 

Anpassung Revisionsstelle. 

Der Kanton Luzern verfügt über ein gute PCG. Dennoch wurde Optimierungs-
bedarf erkannt (siehe Antwort zu nächster Frage). 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass man – am Beispiel der Beteiligung 
VVL bzw. des öffentlichen Verkehrs – zur Auffassung gelangen könnte, es be-
ständen zu viele verschiedene Aufsichtsgremien, was die Aufsicht insgesamt er-
schwere. Bei näherer Prüfung hat sich indessen gezeigt, dass auf Stufe Kanton 
die einzelnen Aufsichtsgremien ihre Berechtigung haben und verschiedene Rol-
len wahrnehmen. Insofern zeigt sich bezüglich der Aufsichtsgremien an sich 
kein Handlungsbedarf. Im Zusammenhang mit der «causa vbl» stellte sich aber 



die Frage nach (zu) vielen Gremien auch nicht in erster Linie bezogen auf den 
Kanton, sondern weil auch auf verschiedenen anderen Ebenen weitere Auf-
sichtsgremien involviert sind (BAV, Stadt, vbl-Organe). Dies lässt sich indessen 
aufgrund der komplexen Ausgangslage im öffentlichen Verkehr (Regional-, Ag-
glomerations-, Ortsverkehr) und der damit verbundenen über mehrere Staats-
ebenen zu finanzierenden Subventionen kaum vermeiden. Gegebenenfalls 
könnte eine verstärkte Absprache zwischen BAV, VVL und Finanzkontrolle ei-
nen Mehrwert schaffen. 

 

Siehe dazu die Ausführungen unter Rz 266ff. («Empfehlungen betreffend PCG 
des Kantons»). 

Folgende Empfehlungen stehen im Vordergrund: 

Verbesserte Offenlegungs- und Ausstandsregelungen für Kantonsrats-
mitglieder (insbesondere Kommissionen); 

Offenlegungs- und Ausstandsreglemente für alle Beteiligungen; 

Mandatsverträge für alle Eignervertreter (auch kantonsinterne); 

Überprüfung und Ergänzung Eignerstrategien; 

Überprüfung und Ergänzung Leistungsvereinbarungen (Rahmenverein-
barung und gegebenenfalls jährliche Zusatzvereinbarungen); 

Rolle und Aufgabe der Finanzkontrolle klären und zusätzliche externe 
Revisionsstelle bestellen. 
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